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PRESSEINFORMATION Mainz, 22. Juni 2016 

 
Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz (SBK) informiert: 
 
Stellungnahme zur Erbschaftsteuerreform 
 
„Das neue Recht wird an Komplexität und Risikoanfälligkeit zunehmen, da neue und 
unbestimmte Rechtsbegriffe und Regelungen eingeführt werden, die gegebenenfalls 
erst durch die Rechtsprechung verbindlich definiert werden müssen“, kritisiert Josef 
Ludwig, Vizepräsident der Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz, den 
Regierungsentwurf.  
 
Aus Sicht der Steuerberater gibt es allerdings auch positive Aspekte der neuen 
Erbschaftsteuerreform. „So entfällt beispielsweise die Lohnsummenprüfung für 
Unternehmen mit bis zu fünf Beschäftigten. Dadurch wird gerade für kleine 
Unternehmen eine deutliche Entlastung von bürokratischen Pflichten beibehalten,“ so 
der Vizepräsident. 
 
Zudem begrüßt Ludwig die Regelungen zur Unternehmensbewertung und zu den 
Zahlungsmodalitäten der Erbschaftsteuer: „Durch die Anpassung des vereinfachten 
Ertragswertverfahrens, wird die seit Jahren bestehende Überbewertung von 
Unternehmen gemildert. In Zeiten von extrem niedrigen Zinsen ist dies ein richtiger 
Schritt.“  
 
Wer in Zukunft betriebliche Großvermögen, das heißt ab 26 Millionen Euro, erwirbt, 
wird durch die Bedürfnisprüfung steuerlich erheblich schlechter gestellt sein, als das 
bisher der Fall war“, so Ludwig. Auch für Unternehmen mit hohem 
Verwaltungsvermögen werde sich die Steuerlast deutlich erhöhen. „Im Ergebnis 
werden die vielen größeren Familienunternehmen am stärksten durch die 
Neuregelung belastet“, warnt der Experte. Positiv hingegen sei, dass der 
Kapitalisierungsfaktor für die Berechnung der Unternehmenswerte auf eine 
realistischere Größe gemindert wurde. 
 
Insgesamt steht Ludwig der Reform jedoch skeptisch gegenüber: „Die vorgelegte 
Reform ist deutlich schärfer ausgefallen, als es das Bundesverfassungsgericht in 
seinem Urteil Ende 2014 gefordert hatte. Die zukünftige Unternehmergeneration wird 
daher mit Sicherheit nach Gestaltungsalternativen suchen.“ 
  


